
Anlage 2 zu Drucksache Nr.                    / 2010 
 

Stand 26.03.2010 
 
 
159. Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan; 
Bereich: Südstadt / Südbahnhof 
 
 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange  
aus dem Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  
 
sowie 
 
im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Entwurfs gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 
1.: Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurde entsprechend § 4 Abs. 2 BauGB mit 
Anschreiben vom 11.04.2006 in der Zeit vom 11.04.2006 bis 31.05.2006 durchgeführt.  
 
Das Beteiligungsverfahren hatte folgendes Ergebnis: 
 
beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
Region Hannover 31.05.06 Es bestehen keine Beden-

ken, die Planung ist mit den 
Zielen der Raumordnung 
vereinbar. 

Zur Kenntnis genommen. 

Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben 

--- --- --- 

Polizeidirektion Hannover 07.06.06 Grundsätzlich bestünden 
keine Bedenken zum Pla-
nungsziel. Allerdings seien 
in der Realisierungsphase 
Verkehrsprobleme bis zur 
Fertigstellung der Erschlie-
ßungsstraßen zu befürch-
ten. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Hinzuweisen ist darauf, dass 
die geplante Erschließungs-
straße nicht Bestandteil des 
Flächennutzungsplanes (F-
Planes) ist. 

Kampfmittelbeseitigung 04.05.06 Eine Mitteilung vorliegender 
Erkenntnisse über Kampf-
mittelreste sei nur für Teil-
flächen möglich. Die geziel-
te Beteiligung wird erst 
wieder in den einzelnen 
Bauphasen erbeten. 

Ein allgemeiner Hinweis auf 
mögliche Kampfmittelreste in 
der Begründung zum F-Plan 
ist ausreichend. 

Grenzschutzpräs. Nord --- --- --- 
Wehrbereichsverwaltung --- --- --- 
Deutsche Telekom 28.04.06 Es bestehen keine Beden-

ken, eine detaillierte Stel-
lungnahme ist erst zum Be-
bauungsplan erforderlich. 

--- 

DB Services --- ---  --- 
Landeseisenbahnaufsicht --- --- --- 
Nds. Landesamt für Stra-
ßenbau und Verkehr 

--- --- --- 

Staatl. Baumanagement --- --- --- 
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
Staatl. Gewerbeauf-
sichtsamt 

22.05.06 Es wird der Hinweis auf die 
starke Lärmbelastung im 
Bereich der geplanten Ver-
bindungsstraße / Einmün-
dung Tiestestraße gege-
ben. Ergänzende schall-
technische Untersuchungen 
seien geboten. 

In der Begründung wurde 
zwar zur weitergehenden In-
formation auf die geplante 
Entlastungsstraße innerhalb 
des Gewerbeareals hinge-
wiesen. Der Hinweis des 
Gewerbeaufsichtsamtes be-
trifft jedoch in der Sache nur 
die Planebene des Bebau-
ungsplanes (B-Plan), da die 
geplante Entlastungsstraße 
kein Planungsziel des F-
Planes ist. 
 
Auf der Planebene des Be-
bauungsplanes (für das kon-
krete Vorhaben der Errich-
tung eines Einzelhandels-
standortes und des Baus ei-
ner Entlastungsstraße, 
vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 1679) wurden 
die verkehrlichen / schall-
technischen Auswirkungen 
auch im fraglichen Bereich 
untersucht. Die Untersu-
chung stellt fest, dass auch 
künftig sowohl die Immissi-
onsgrenzwerte der 16. 
BImSchV als auch die Orien-
tierungswerte der DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) 
erheblich unterschritten wer-
den. 

BUND 31.05.06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der BUND lehnt die Pla-
nung unter Verweis auf die 
Stellungnahme vom 
21.07.05 und die noch fol-
gende ergänzende Stel-
lungnahme ab. 
 
In der Stellungnahme vom 
21.07.05 wurde ausgeführt: 
 
Das Vorhaben werde zu 
erheblichen Zusatzverkeh-
ren im Plangebiet und der 
Umgebung führen, so dass 
eine erhebliche Zunahme 
der heute bereits hohen 
Lärm-, Feinstaub- und 
sonstigen Immissionsbelas-
tung in den hiervon  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einschätzung des BUND 
hinsichtlich einer durch die 
Planung ausgelösten unzu-
mutbaren Zusatzbelastung 
wird nicht geteilt. Durch aktu-
elle bzw. aktualisierte Gut-
achten (Verkehr, Schall, Kli-
ma, Luftschadstoffe) bezogen 
auf die konkreten Vorhaben  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
08.06.06 

betroffenen, angrenzenden 
Wohngebieten zu befürch-
ten sei. 
 
 
Das Vorhaben würde sich 
durch die damit bedingten 
Versiegelungen erheblich 
negativ auf Boden, Wasser 
und Stadtklima im Pla-
nungsraum auswirken. Es 
würde eine heute aus Na-
turschutzsicht wertvolle 
Ruderalflur dauerhaft zer-
stören. 
 
Die bisherige Kertess-
Sanierung habe noch nicht 
den Standard erreicht, der 
unter Vorsorgegesichts-
punkten anzustreben und 
auch realisierbar ist. 
 
Die bisherigen Stellung-
nahmen werden wie folgt 
ergänzt: 
 
Die Planung lasse eine an-
gemessene Problembewäl-
tigung vermissen. 
 
Der Umweltbericht sei ober-
flächlich und lückenhaft und 
erfülle nicht die gesetzli-
chen Anforderungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Bedarf für die Planung 
sei nicht plausibel darge-
legt. 
 
 

Fachmarktzentrum und Ent-
lastungsstraße wurde der 
entsprechende Nachweis er-
bracht. 
 
Planungsrechtlich betrachtet 
ergeben sich im Vergleich 
von gegenwärtigen und künf-
tigen Plandarstellungen im F-
Plan keine negativen Auswir-
kungen. 
 
 
 
 
 
Der Stand der Sanierungs-
planung erlaubt, die Voraus-
setzungen für eine bauliche 
Nachnutzung zu schaffen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorwurf wird zurückge-
wiesen. 
 
 
Der Umweltbericht hat auf 
der jeweiligen Maßstabsebe-
ne die Auswirkungen der 
Planung auf Umweltbelange 
zu beschreiben und zu be-
werten. Dies kann im Rah-
men des F-Planes naturge-
mäß einerseits nur bezogen 
auf die getroffenen Plandar-
stellungen erfolgen, anderer-
seits entsprechend seiner 
Aufgabenstellung nur in 
Grundzügen. Der Vorwurf ei-
nes mangelhaften Umweltbe-
richts trifft nicht zu und wird 
zurückgewiesen. 
 
Der Bedarf ergibt sich allein 
aus der Notwendigkeit der 
Reaktivierung der ehemali-
gen Bahnflächen. Das pla-
nungsrechtliche Erfordernis  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
   

 
 
 
 
 
 
 
Die unzureichende Be-
schreibung der städtebauli-
chen Situation führe zu 
krassen Planungs- und 
Bewertungsfehlern. 
 
 
 
Die Vorgaben des RROP 
seien nicht beachtet. 
 
 
 
 
 
 
Ein integriertes Verkehrs-
konzept fehle und die Not-
wendigkeit der geplanten 
Erschließungsstraße sei 
nicht belegt. 
 
 
Die Planung sei mit den 
"verbindlichen" Vorgaben 
des Landschaftsrahmen-
planes nicht vereinbar. Fer-
ner werde die Aufstellung 
eines Landschaftsplanes 
unter Zurückstellung der F-
Plan-Änderung gefordert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eines Änderungsverfahrens 
zum Flächennutzungsplan 
ergibt sich schon aus dem 
Fortfall der bahnbezogenen 
Nutzung und damit der Not-
wendigkeit zur Löschung der 
dargestellten Bahnfläche. 
 
Eine etwaige unvollständige 
Beschreibung der städtebau-
lichen Situation führt nicht zu 
rechtlich relevanten Pla-
nungsfehlern. Soweit erfor-
derlich konnte die Begrün-
dung ergänzt werden. 
 
Der Vorwurf trifft nicht zu. Die 
Planung ist zudem gemäß 
Mitteilung der Region Hanno-
ver als zuständiger Landes-
planungsbehörde mit den 
Zielen der Raumordnung ver-
einbar. 
 
Die geplante Entlastungs-
straße ist nicht Bestandteil 
des F-Planes, da sie keine 
Hauptverkehrsstraßenfunkti-
on hat, die erforderlich für die 
Darstellung im F-Plan wäre. 
 
Der Landschaftsrahmenplan 
ist nicht verbindlich sondern 
hat fachlich empfehlenden 
Charakter. Die Empfehlungen 
des Landschaftsrahmenpla-
nes von 1990 sind ferner 
nicht statisch. Die Aufstellung 
eines Landschaftsplanes ist 
nicht gesetzlich vorgeschrie-
ben. Auch ein Landschafts-
plan wäre nicht verbindlich 
sondern würde lediglich ei-
nen Fachbeitrag liefern. Die 
in die Abwägung einzustel-
lenden Umweltbelange, dar-
unter auch die Belange von 
Natur und Landschaft, sind 
ohnehin entsprechend der 
der jeweiligen Planebene zu-
kommenden Detailschärfe zu 
ermitteln und zu bewerten 
und anschließend sachge-
recht in die Abwägung einzu-
stellen.  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  Die Planung verfehle das 

angestrebte Ziel einer mit 
der angrenzenden Wohn-
nutzung verträglichen Ge-
werbeansiedlung ange-
sichts der Planung der 
neuen Erschließungsstra-
ße, des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens und der 
Dimensionierung der ge-
planten Einzelhandelsan-
siedlungen. Ferner bewirke 
die geplante Einzelhan-
delsansiedlung entgegen 
dem dargestellten Pla-
nungsziel nicht die Optimie-
rung des Versorgungsan-
gebotes sondern zur Ver-
drängung eingesessener 
Einzelhandelsbetriebe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die verwendeten Daten zur 
Verkehrsmenge (Ver-
kehrsmengenkarte 1995) 
und zu den Schallimmissio-
nen (Schallimmissionsplan 
Hannover 2000) seien ver-
altet und daher unbrauch-
bar. 
 
 

Im Rahmen der F-Plan-
Änderung ist sowohl den Be-
dürfnissen der Wohnbevölke-
rung in den angrenzenden 
Wohngebieten als auch den 
Belangen des Eigentümers 
des Gewerbeareals, ferner 
den Entwicklungsmöglichkei-
ten ansässiger Betriebe 
Rechnung zu tragen. Sie ist 
planungsrechtliche Voraus-
setzung zur Ansiedlung mit 
dem Wohnen verträglicher 
Gewerbenutzungen. Detail-
lierte und diese Aspekte kon-
kret berücksichtigende Fest-
setzungen lassen sich erst 
auf der B-Plan-Ebene treffen. 
 
In der Abwägung der ver-
schiedenen Interessen wird 
eine etwaige Aufhebung ei-
ner gewerblichen Nutzung als 
nicht sachgerecht und daher 
als nicht vertretbar beurteilt. 
 
Die Auswirkungen der ge-
planten Nutzungen wurden 
auf der B-Plan-Ebene aktuell 
und umfassend insbesondere 
in Bezug auf Verkehr, Lärm 
und Auswirkungen auf beste-
hende Versorgungsstrukturen 
untersucht. Die entsprechen-
den Gutachten bestätigen die 
grundsätzliche Verträglich-
keit. Verbindliche Festset-
zungen zur Definition der aus 
städtebaulicher Sicht erfor-
derlichen Rahmenbedingun-
gen werden auf der B-Plan-
Ebene getroffen. 
 
Die Verwendung der Ver-
kehrsmengenkarte 1995 und 
des Schallimmissionsplanes 
2000 entsprach der Datenla-
ge zur Erarbeitung des aus-
gelegten Entwurfs. Der zwi-
schenzeitlich erreichte Stand 
der Fortschreibungen sowie 
aktuelle Verkehrserhebungen 
wurden für die abschließende 
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
   

 
 
 
 
 
Die Stadt werde ihrer Ver-
pflichtung aus § 47c 
BImSchG zur Erstellung ak-
tueller Lärmkarten nicht ge-
recht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorbelastung durch 
Lärm und Luftschadstoffe 
sei unzureichend ermittelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Darstellung der Auswir-
kungen auf die Schutzgüter 
Tiere und Pflanzen sei un-
zureichend, da im Hinblick 
auf die erfolgte illegale Be-
seitigung von Bäumen und 
Sträuchern im nördlichen 
Planungsgebiet nicht  

Abwägung verwendet. Die 
aktuelle Datenlage konnte 
gegenüber der Entwurfsfas-
sung nicht zu anderen Er-
gebnissen führen.  
 
Die Erstellung von Lärmkar-
ten ist nicht planungsrechtli-
che Voraussetzung für die 
Aufstellung von Bauleitplä-
nen. 
 
Die aufgrund von § 47c 
BImSchG geforderte Lärm-
kartierung konnte erst im 
Jahre 2008 abgeschlossen 
werden, nachdem zuvor im 
März 2007 das Land Nieder-
sachsen durch Verordnung 
die zuständigen Stellen be-
stimmt hatte (vgl. auch Infor-
mations-Drucksache Nr. 
1338 / 2008). Die Stadt konn-
te daher ihrer rechtlichen 
Verpflichtung nach dem 
BImSchG erst nach der öf-
fentlichen Auslegung des 
Entwurfes der F-Plan-
Änderung nachkommen. Die-
so ermittelten Daten sind zur 
weiteren Abwägung verwen-
det worden, führten jedoch 
nicht zu einer Änderung der 
Planungsziele. 
 
Mit dem auf B-Plan-Ebene 
erstellten aktuellen Lärmgut-
achten für den Südteil des 
Änderungsbereichs sowie der 
für das gesamte Stadtgebiet 
bestehenden Ermittlung der 
verkehrsbedingten Schad-
stoffbelastung der Luft liegt 
eine ausreichende Daten-
grundlage vor. 
 
Im Rahmen der Aufstellung 
der Bauleitpläne erfolgt die 
Eingriffsregelung nach den 
Bestimmungen des BauGB. 
Sie ersetzen die naturschutz-
rechtlichen Bestimmungen 
über den Eingriff. Für die pla-
nungsrechtliche Bewertung  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  ersichtlich sei, welcher Zu-

stand dafür zugrunde ge-
legt wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Beurteilung der Auswir-
kungen auf die Schutzgüter 
Boden und Wasser fehle 
eine flächendeckende kar-
tenmäßige Darstellung von 
Bodenarten und Bodenty-
pen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter ist daher aus-
schließlich der Vergleich zwi-
schen dem bereits zulässi-
gem und dem aufgrund künf-
tigen Planungsrechts zu er-
wartenden Eingriff maßge-
bend. Planungsrechtlich be-
trachtet ist deshalb nicht der 
durch Nichtausnutzung ent-
standene Zustand von Natur 
und Landschaft beachtlich.  
 
Dies wird deutlich durch § 1 a 
Abs. 3 Satz 5 BauGB. Da-
nach ist ein Ausgleich nicht 
erforderlich, wenn die Eingrif-
fe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig waren. Auf der 
Ebene des F-Planes wird 
demzufolge kein Eingriff in 
Natur und Landschaft vorbe-
reitet, der über die bisherigen 
Planungsziele hinausginge. 
 
Bei dem Änderungsbereich 
handelt es sich um ein stark 
anthropogen überformtes 
Gebiet. Natürlicher oder na-
turnaher Boden ist hier nicht 
mehr anzutreffen. Daher hat 
für den Änderungsbereich 
das Schutzgut Boden bezüg-
lich seiner Lebensraumfunk-
tion und seiner Archivfunktion 
nur eine geringe Bedeutung. 
Auch hinsichtlich der Rege-
lungs- und Filterfunktion be-
steht angesichts der Schad-
stoffbelastungen nur eine ge-
ringe Wertigkeit. In der Be-
gründung sind vorliegende 
und zu verwendende Mate-
rialien zu den Umweltbelan-
gen in zusammenfassender 
Form darzustellen. Eine kar-
tenmäßige Darstellung der 
Bodenarten und -typen ist 
nicht geboten. 
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
   

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Behauptung in der Be-
gründung, das F-Plan-
Änderungsverfahren bereite 
keine über die bisherige 
Darstellung hinausgehende 
Beanspruchung von Grund 
und Boden vor, sei falsch. 
Erst die Bauleitplanverfah-
ren ermöglichten die um-
fassende bauliche Nutzung. 
Bliebe alles wie bisher, 
würde die Wertigkeit des 
größtenteils nicht mehr be-
nötigten und daher unge-
nutzten Bahngeländes als 
weitgehend unversiegelte 
Freifläche bestehen blei-
ben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Übrigen ist auch zu die-
sem Aspekt darauf hinzuwei-
sen, dass im Vergleich von 
bisheriger zu künftiger Pla-
nung keine qualitative Verän-
derung der Auswirkungen auf 
das Schutzgut Boden eintre-
ten werden. 
 
Die Auffassung des BUND, 
erst die Planung ermögliche 
die rechtlich relevanten Ein-
griffe, berücksichtigt nicht die 
oben dargestellte Rechtslage 
in Bezug auf die durch die 
Planung ermöglichten Aus-
wirkungen auf die Schutzgü-
ter. 
 
Vielmehr dienen Informatio-
nen über den Zustand von 
Natur und Landschaft bei der 
gegebenen planungsrechtli-
chen Situation der Überprü-
fung, ob sich daraus ein pla-
nungsrechtliches Erfordernis 
zur planerischen Bewältigung 
dergestalt ergibt, dass etwa 
aus Anlass der Planung ein 
Zurücknehmen von baulicher 
Nutzung und somit von Ein-
griffsmöglichkeiten geboten 
wäre. 
 
Das lässt sich zumindest für 
die F-Plan-Ebene für den 
Änderungsbereich aus dem 
erfassten und bewerteten 
Zustand von Natur und Land-
schaft nicht ableiten. 
 
Die in der Begründung vor-
genommenen Ausführungen 
über das Vorkommen von 
Tieren und Pflanzen sowie 
über die Bodenarten dienen 
in dieser Hinsicht der umfas-
senden Information. 
 
Diese Angaben führen jedoch 
unter Abwägungsgesichts-
punkten nicht zu anderer 
Bewertung als bei dem aus-
gelegten Entwurf der F-Plan-
Änderung. 
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  Eine kartenmäßige Darstel-

lung der Altlasten fehle, so 
dass sich das Ausmaß des 
Gefahrenpotentials weder 
räumlich noch ausreichend 
qualitativ nachvollziehen 
lasse. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der bisher bzw. früher über-
wiegend gewerblich genutzte 
Teil des Änderungsbereichs 
ist infolge dieser Nutzung und 
infolge illegaler Entsorgung 
flächendeckend erheblich mit 
Schadstoffen belastet, die ei-
ne der nachfolgenden Nut-
zung angemessene Sanie-
rung des Bodens erfordern. 
Eine Sanierung ist nach den 
vorliegenden Untersuchun-
gen möglich, so dass sich 
daraus nicht etwa ein Hin-
dernis für eine bauliche 
Nachfolgenutzung ergibt. 
 
Der F-Plan hat die Aufgabe, 
die Belastungssituation zu 
kennzeichnen, sofern das 
Gelände - wie hier der Fall - 
baulich genutzt werden soll. 
 
Diese Kennzeichnung ist 
nicht weiter differenziert für 
die gesamte Gewerbliche 
Baufläche vorgenommen 
worden. Insofern hat der F-
Plan damit seine planungs-
rechtliche Aufgabe erfüllt. 
 
Die weiteren Angaben über 
die Bodenbelastungen die-
nen der umfassenden Infor-
mation. Eine kartenmäßige 
Darstellung kann zwar wei-
tergehende Informationen 
vermitteln, ist aber nicht Vor-
aussetzung für eine abwä-
gungsfehlerfreie Entschei-
dung. Hierbei ist hervorzuhe-
ben, dass mit den eingeleite-
ten Bauleitplanverfahren  
überhaupt erst die Grundlage 
für eine wirtschaftliche Fol-
genutzung geschaffen wird, 
die eine Beseitigung der 
schädlichen Bodenbelastun-
gen ermöglicht.  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  Die Auswirkungen auf die 

Schutzgüter Luft, Lufthy-
giene und Klima sowie auf 
das Schutzgut Mensch sei-
en völlig unzureichend be-
schrieben. So sei die hohe 
verkehrsbedingte Fein-
staubbelastung im Bereich 
von Sallstraße und Marien-
straße nicht einmal er-
wähnt, die Planungsziele 
würden in rechtswidriger 
Weise zu einer Erhöhung 
dieser Belastungen führen. 
Der BUND erwarte die Vor-
lage des klimaökologischen 
Gutachtens des Büros GE-
ONET zur verkehrsbeding-
ten Luftbelastungssituation 
von 2004. Die oberflächli-
che Behandlung angeblich 
nicht zu erwartender klima-
tischer Auswirkungen ver-
kenne die Bedeutung derar-
tiger unversiegelter Freiflä-
chen für das lokale Stadt-
klima. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Darstellung, das Plan-
gebiet sei zum großen Teil 
bebaut bzw. unversiegelt 
und daher seien negative  

Die zusammenfassende Be-
schreibung der Auswirkungen 
der Planungsziele auf die 
Schutzgüter Luft / Klima und 
auf den Menschen werden 
als ausreichend beurteilt. Die 
Ausführungen in der Begrün-
dung zum Beteiligungsver-
fahren und zum ausgelegten 
Entwurf werden um die Aus-
sagen des im Juni 2006 vor-
gelegten Gutachtens des Bü-
ros GEONET zu den klima- 
und immissionsökologischen 
Funktionen ergänzt. 
 
Nach der Klimafunktionskarte 
des GEONET-Gutachtens 
hat der Änderungsbereich 
keine Bedeutung für die 
Frischluftproduktion. Auch die 
Funktion einer bedeutenden 
Kaltluftleitbahn übernimmt er 
nicht. Die angrenzenden 
Wohnbereiche bis zur 
Sallstraße werden als biokli-
matisch gering bis mäßig be-
lastet bewertet. Lufthygie-
nisch und bioklimatisch be-
lastete Siedlungsräume sind 
nur im unmittelbaren Nahbe-
reich der Marienstraße und 
der Sallstraße (hier nach Sü-
den etwa bis zur Lutherstra-
ße reichend) zu verzeichnen. 
 
Auch bezüglich der Auswir-
kungen der Planungsziele auf 
die Schutzgüter Luft / Klima 
und den Menschen ist pla-
nungsrechtlich relevant allein 
der Vergleich zwischen bis-
heriger und künftiger Pla-
nung. 
 
Die vorliegenden, einschlägi-
gen Gutachten wurden dem 
BUND zur Verfügung gestellt. 
 
Nur der südliche Teil des Än-
derungsbereichs - etwa ab 
Höhe des Brehmhofes - be-
steht aus unversiegelten und  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  Auswirkungen nicht zu er-

warten, lasse sich bei nähe-
rer Betrachtung nicht hal-
ten. Demgegenüber weise 
das Plangebiet nämlich 
noch große unversiegelte 
Areale mit Ruderalvegetati-
on auf.  
 
Insbesondere die Ausfüh-
rungen zum Schutzgut 
Mensch seien völlig unzu-
reichend und lückenhaft. So 
werde in die Gesamtbe-
trachtung der für die An-
wohner im ungünstigsten 
Fall zu erwartenden Zu-
satzbelastungen nicht die 
bestehende und künftige 
Belastung durch Luftschad-
stoffe, durch Gewerbelärm 
und durch Veranstaltungs-
lärm (Maschsee, Stadion, 
Schützenplatz, Stadthalle) 
einbezogen. Auch die hohe 
Belastung des Planungs-
raumes durch Bahnlärm fin-
de keine angemessene Be-
rücksichtigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Betrachtung der bau-
bedingten Belastungen der 
Anwohner fehle ebenfalls 
vollständig. 

unbefestigten Freiflächen als 
Folge aufgegebener gewerb-
licher Nutzungen. Hier sind 
allerdings auch die erheb-
lichsten Schadstoffbelastun-
gen des Bodens infolge frü-
herer gewerblicher Nutzung 
zu verzeichnen. 
 
Die angemessene Berück-
sichtigung des Schutzgutes 
Mensch erfordert u.a., die 
möglichen Belastungen auf 
die umliegenden Wohnberei-
che, die durch den Planvoll-
zug erwartet werden können 
zu ermitteln und zu bewerten. 
 
In diesem Sinne ist relevant 
die Planung eines zusätzli-
chen Standortes für großflä-
chige Einzelhandelsnutzung. 
Demzufolge war (auf der 
Maßstabsebene des B-
Planes) der Nachweis zu 
erbringen, das unvertretbare 
zusätzliche Belastungen nicht 
entstehen. Diese Nachweise 
wurde mit entsprechenden 
Gutachten erbracht. Darüber 
hinaus gehende etwa beste-
hende, nicht planbedingte 
Belastungen wie Veranstal-
tungslärm sind dagegen einer 
Betrachtung und Bewertung 
im Rahmen dieses Planver-
fahrens nicht zugänglich. Die 
mit dem Betrieb der Bahn-
strecke verbundenen Lärm-
immissionen finden dagegen 
insofern Berücksichtigung, 
dass vor dem Hintergrund 
der fehlenden Rechtsver-
pflichtung für weiteren Lärm-
schutz eine Ausweisung für 
sensiblere Nutzungen nicht 
vertretbar ist und deshalb 
nicht vorgenommen wird. 
 
Durch Baumaßnahmen be-
dingte Belastungen sind 
zeitweiliger Natur und führen 
nicht zu den im Rahmen der  
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es werde zudem die Chan-
ce vertan, von dem Haupt-
verursacher der hohen 
Lärmbelastung - der Deut-
schen Bahn bzw. von ihrem 
Tochterunternehmen AU-
RELIS - die notwendigen 
Lärmminderungsmaßnah-
men an der Bahnstrecke zu 
erwirken. Hierzu wird die 
Auffassung vertreten, dass 
die F-Plan-Änderung in ers-
ter Linie auf ihre Veranlas-
sung und zu ihrem Nutzen 
erfolge. 
 
 

Abwägung zu betrachtenden 
dauerhaften Auswirkungen 
eines Planungsziels. Auch in 
diesem Aspekt ist der Ver-
gleich zwischen bisherigem 
und künftigen Nutzungs-
spektrum anzustellen. Die 
Auswirkungen bzgl. des Bau-
lärms unterscheiden sich in 
dieser Hinsicht nicht signifi-
kant. Maßgebend ist viel-
mehr, inwieweit die Nutzung 
selbst nachteilige Auswirkun-
gen hervorruft. In diesem 
Sinne ist relevant das Pla-
nungsziel der Darstellung ei-
ner Sonderbaufläche für den 
Einzelhandel. 
 
Die hier vorgetragene Forde-
rung entbehrt einer rechtli-
chen Anspruchsgrundlage. 
Schutzbedürftig im Sinne des 
Lärmsanierungsanspruchs ist 
nur eine sensible Nutzung. 
 
Dementsprechend besteht 
auf der Ostseite der Bahn-
strecke auch Lärmschutz für 
die unmittelbar benachbarte 
Wohnnutzung. Auf der West-
seite liegen die Wohngebiete 
der Südstadt so weit von der 
Lärmquelle entfernt, dass die 
relevanten Lärmsanierungs-
werte nicht überschritten 
werden. Auf die erforderliche 
Abwägung im Rahmen der F-
Plan-Änderung bezogen ist 
festzustellen, dass der Bahn-
lärm nicht planungsbedingt 
ist und auch keine Konfliktsi-
tuation hinsichtlich dieses 
Aspekts durch die Bauleitpla-
nung erzeugt wird, mit der sie 
sich in ordnungsgemäßer 
Weise auseinanderzusetzen 
hätte. 
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beteiligte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
   Die Auffassung des BUND, 

die F-Plan-Änderung erfolge 
in erster Linie zum Nutzen 
der Eigentümerin, wird zu-
rückgewiesen. Das städte-
bauliche Bedürfnis zur Plan-
aufstellung im Sinne von § 1 
Abs. 3 BauGB ist vielmehr 
durch das kommunale Inte-
resse an einer geordneten 
Entwicklung einer in Teilen 
brachgefallenen innerstädti-
schen Fläche gegeben. 

Industrie- und Handels-
kammer Hannover 

--- --- --- 

Handwerkskammer Han-
nover  

--- --- --- 

E.ON Netz 10.05.06 Belange nicht berührt. Wei-
tere Beteiligung nur bei ex-
ternen Kompensations-
maßnahmen. 

--- 

E.ON Avacon --- --- --- 
PLEdoc für Ruhrgas AG ua 19.05.06 Belange nicht berührt. --- 
enercity (Stadtwerke) --- --- --- 
 
 
 
2.: Öffentliche Auslegung des Entwurfs gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Die öffentliche Auslegung des Entwurfs erfolgte nach Bekanntmachung in den hannover-
schen Tageszeitungen am 10.05.2006 in der Zeit vom 18.05.2006 bis 19.06.2006. Die Trä-
ger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 08.05.2006 über die öffentliche Ausle-
gung unterrichtet. 
 
In diesem Rahmen wurden die folgenden Stellungnahmen abgegeben, teilweise zur Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange und zur öffentlichen Auslegung gemeinsam: 
 
 
 
benachrichtigte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
Region Hannover 31.05.06 Es bestehen keine Beden-

ken, die Planung ist mit den 
Zielen der Raumordnung 
vereinbar. 

wird zur Kenntnis genom-
men. 

Bundesanstalt für Immobi-
lienaufgaben 

--- --- --- 

Polizeidirektion Hannover --- --- --- 
Kampfmittelbeseitigung --- --- --- 
Grenzschutzpräs. Nord --- --- --- 
Wehrbereichsverwaltung --- --- --- 
Deutsche Telekom --- --- --- 
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benachrichtigte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
DB Services 17.05.06 Es bestehen keine Beden-

ken. Darauf, dass evtl. 
Schallschutzmaßnahmen 
nicht zu Lasten der DB vor-
genommen werden können, 
wird hingewiesen. 
 
Ferner wird der Hinweis auf 
die Stellungnahme zum B-
Plan Nr. 1679 bzgl. des 
Entwidmungsverfahren und 
den Schallschutz gegeben. 

wird zur Kenntnis genom-
men. 

Landeseisenbahnaufsicht --- --- --- 
Nds. Landesamt für Stra-
ßenbau und Verkehr 

--- --- --- 

Staatl. Baumanagement --- --- --- 
Staatl. Gewerbeauf-
sichtsamt 

22.05.06 s.o. zur Beteiligung der 
Träger öffentlichen Belange 

s.o. zur Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange 

BUND 08.06.06 s.o. zur Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange 

s.o. zur Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange 

Industrie- und Handels-
kammer Hannover 

19.05.06 Auf die Stellungnahme vom 
07.07.05 im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung 
nach § 4 Abs. 1 BauGB 
wird verwiesen. Diese hatte 
folgenden Inhalt: 
 
Grundsätzlich werde das 
Ziel, dem Prozess der zu-
nehmenden Ausdünnung 
des Netzes der Nahversor-
ger entgegenzuwirken, un-
terstützt.  
 
Es werde jedoch befürchtet, 
dass die Ansiedlung eines 
SB-Warenhauses zur Ge-
fährdung verbliebener 
Fachgeschäftstrukturen 
führen würde. Zusätzlich 
wären mit der Ansiedlung 
eines SB-Warenhauses 
auch Verkehrsprobleme mit 
entsprechenden Belastun-
gen der Wohnbevölkerung 
zu erwarten. 
 
Daher werde empfohlen, 
die Verkaufsfläche des ge-
planten Vollversorgers auf 
3.000 m² zu reduzieren, um 
zu erwartende Verkehrs-
probleme zu beschränken  

 
 
 
 
 
 
 
Ein SB-Warenhaus ist nicht 
vorgesehen, sondern aktuell 
ein als Fachmarktzentrum 
bezeichneter Einzelhandels-
standort. Nähere Nutzungs-
details einschließlich der 
Auswirkungen sind auf B-
Plan-Ebene zu klären. Der F-
Plan liefert durch Auswei-
sung einer Sonderbaufläche 
nur die standortbestimmende 
Grundlage. 
 
Lt. aktueller bzw. aktualisier-
ter Gutachten führt die ge-
plante Einzelhandelsnutzung 
nicht zu unzumutbaren 
Mehrbelastungen. 
 
 
Der F-Plan legt keine Größe 
der maximalen Verkaufsflä-
che fest. Lediglich zu der 
raumverträglichen Größen-
ordnung sind Aussagen mög-
lich. Mit den diesbezüglich  
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benachrichtigte Stelle Datum Inhalt Anmerkung 
  und den Einzelhandel im 

Stadtteil nicht zu schwä-
chen. 

erstellten gutachterlichen 
Beurteilungen konnte die 
Verträglichkeit festgestellt 
werden. Der Empfehlung der 
IHK auf Reduzierung der zu-
lässigen Verkaufsfläche soll 
daher nicht gefolgt werden. 

Handwerkskammer Han-
nover 

01.06.06 Auf die Stellungnahme vom 
05.07.05 im Rahmen der 
Beteiligung nach § 4 Abs. 1 
BauGB wird verwiesen: 
 
Grundsätzlich werde die 
Absicht, das Gewerbege-
biet zu erhalten und fortzu-
entwickeln, begrüßt. 
 
Bedenken bestünden hin-
gegen bzgl. der Öffnung 
des Südbahnhofsgeländes 
für großflächigen Einzel-
handel. Befürchtet werde 
ein hierdurch ausgelöstes 
überproportionales Ver-
kehrsaufkommen mit ent-
sprechenden Nachteilen für 
die bestehenden Gewerbe-
betriebe. Auch eine Ge-
fährdung der vorhandenen 
Stadtteilzentren sei nicht 
auszuschließen. 

 
 
 
 
 
wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Mit der F-Plan-Änderung wird 
das Ziel verfolgt, die Voraus-
setzungen für die Verlage-
rung einer vorhandenen 
Baumarktnutzung und zur 
Verbesserung des über die 
wohnungsnahe Versorgung 
hinausgehenden Einzelhan-
delsangebots für die Ansied-
lung eines weiteren Fach-
marktsstandortes geschaffen 
werden. Die Verträglichkeit 
für den Stadtteil bezüglich 
gesicherter Versorgungs-
strukturen und der verkehrli-
chen Auswirkungen sind gu-
tachterlich untersucht wor-
den. Festgestellt wurde, dass 
die angestrebte Entwicklung 
verträglich erfolgen kann. 
Damit ist den Bedenken der 
Handwerkskammer in der 
Sache Rechnung getragen. 

E.ON Netz 10.05.06 Belange seien nicht be-
rührt, eine weitere Beteili-
gung sei nur bei externen 
Kompensationsmaßnah-
men erforderlich. 

wird zur Kenntnis genommen 

E.On Avacon --- --- --- 
PLEdoc für Ruhrgas AG ua 19.05.06 Belange nicht berührt. --- 
enercity (Stadtwerke) 22.05.06 keine Bedenken; aufgrund 

der Kontaminationen sind 
Leitungsverlegungen erst 
nach einer Sanierung der 
Flächen möglich. 

wird zur Kenntnis genommen 

 
 


